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Mehrjährige 
Urlaubsabgeltung
Die Nachzahlung von Lohn, z. B. für Überstun­
den oder nicht genommene Urlaubstage führen 
zu steuerpflichtigem Arbeitslohn. Gelten diese 
Zahlungen als außerordentliche Einkünfte nach 
§ 34 EStG bzw. als Vergütung für mehrjährige 
Tätigkeiten (§ 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG) können sie 
ggf. unter Anwendung der Fünftelregelung (§ 34 
Abs. 1 EStG) ermäßigt besteuert werden. Dies 
gilt auch für Abfindungen als Entschädigungen 
(§ 34 Abs. 2 Nr. 2 EStG). 
Das FG München hat mit Urteil vom 27.11.2025 
– 10 K 714/25 bestätigt, dass Urlaubsabgeltung 
eine Vergütung für mehrjährige Tätigkeiten dar­
stellt und ermäßigt besteuert werden kann. Zu 
Grunde lag der Fall eines Arbeitnehmers, der 
von 2020 bis 2022 so schwer erkrankt war, dass 
er keinen Urlaub nehmen konnte. Der Arbeit­
geber bestätigte, dass es sich bei der Auszahlung 
an die Erben um die Abgeltung für 71 Urlaubs­
tage handelte. Das Finanzamt würdigte die Zah­
lung nicht als Vergütung für mehrjährige Tätig­
keit und wandte den regulären Steuertarif an. 
Das FG München bestätigte jedoch den Anspruch 
auf ermäßigte Besteuerung. Mehrjährig ist eine 
Tätigkeit, soweit sie mehr als zwölf Monate um­
fasst und sich über mindestens zwei Veranla­
gungszeiträume erstreckt – beides lag vor. 
Aufgrund eines abweichenden Urteils des FG 
Hamburg vom 19.3.2019 (6 K 80/18) wurde Re­
vision zugelassen und vom Finanzamt auch ein­
gelegt (VI R 21/25). Nach Ansicht des FG Ham­
burg handelt es sich jeweils um Vergütung für 
das betreffende Kalenderjahr, für das der nicht 
genommene Urlaub abgegolten wurde. Auch das 
FG Münster hatte in einem Fall der Urlaubs­
abgeltung für mehrere Jahre zu entscheiden (Urt. 
v. 13.11.2025, 12 K 1853/23 E). In diesem Fall 
war ein Arbeitnehmer unwiderruflich freigestellt. 
Eine Inanspruchnahme von Urlaubstagen wäh­
rend der Freistellung war nicht mehr möglich. 
Auch hier wurde Revision eingelegt (VI R 23/25).

Dienstreisen mit Privat- 
statt Firmenwagen
Der BFH entschied, ob Aufwendungen für Dienst­
reisen mit einem Privatwagen als Werbungs­
kosten zu berücksichtigen sind, wenn der Steuer­
pflichtige von seinem Arbeitgeber einen Firmen­
wagen überlassen bekommen hat, dessen Nut­
zung keine Fahrtkosten verursacht hätten (BFH, 
Urt. v. 21.1.2026 – VI R 30/24). 

Im Sachverhalt wurde einem Arbeitnehmer von 
seinem Arbeitgeber ein Firmenwagen auch zur 
privaten Nutzung überlassen. Bei Dienstreisen, 
erstattete der Arbeitgeber die verursachten Tank­
kosten. Bei genehmigter Nutzung des Privat­
fahrzeugs für Dienstreisen beschränkte sich die 
Erstattung auf eine Kilometerpauschale von 
0,30 Euro. Für Dienstreisen waren vorrangig 
Firmen- bzw. Poolfahrzeuge zu nutzen; die Nut­
zung eines Privatwagens wurde nur in Ausnahme­
fällen gestattet. Im Streitjahr nutzte der Arbeit­
nehmer sein privates Fahrzeug für die Durchfüh­
rung von drei Dienstreisen. Den Firmenwagen 
nutzte währenddessen die Ehefrau des Arbeit­
nehmers. Für die dienstlichen Fahrten mit dem 
Privatfahrzeug setzte der Kläger bei seinen Wer­
bungskosten Fahrtkosten von 3.758 Euro an. Da­
bei ermittelte er auf Grundlage der fahrzeug­
bezogenen Aufwendungen im Jahr 2018 Fahr­
zeugkosten von 2,28 Euro je Kilometer. Das Fi­
nanzamt lehnte den Werbungskostenabzug ab. 
Die hiergegen gerichtete Klage hatte Erfolg, da 
nach Ansicht der Richter des FG Niedersachsen 
(Urt. v. 18.9.2024 – 9 K 183/23) ein Werbungs­
kostenabzug nicht daran scheitere, dass die 
grundsätzlich die Lebensführung berührenden 
Aufwendungen nach allgemeiner Verkehrsauffas­
sung als nicht angemessen einzuordnen seien. 
Dieser Auffassung folgten die BFH-Richter nicht. 
Aufwendungen für Dienstreisen mit dem Privat­
wagen seien in der Regel unangemessen und 
deshalb nicht als Werbungskosten zu berück­
sichtigen, wenn der Steuerpflichtige über einen 
kostenfreien Firmenwagen verfügt. 

Gutscheine  
für Gutscheinportale
Die steuerlich begünstigte Zuwendung von Gut­
scheinen durch Anwendung der monatlichen 
50 Euro Sachbezugsfreigrenze (§ 8 Abs. 2 Satz 11 
EStG) oder der Pauschalierungsmöglichkeit nach 
§ 37b Abs. 2 EStG ist seit dem Jahr 2022 stark 
eingeschränkt. Steuerliche Begünstigungen sind 
nur für Sachlohn vorgesehen. Gutscheine oder 
Geldkarten, die ausschließlich berechtigen, sie 
gegen andere Gutscheine einzulösen werden nur 
dann als Sachzuwendung anerkannt, wenn tech­
nisch und vertraglich sichergestellt wird, dass 
die Einlösung nur gegen andere Gutscheine oder 
Geldkarten erfolgen kann und das Guthaben erst 
nach der Auswahl des eigentlichen Gutscheins 
freigeschaltet wird (BMF v. 15.3.2022, BStBl. 
2022 I, 242, Rz. 24). Ob diese Voraussetzungen 
erfüllt sind ist mitunter schwer festzustellen. 

Das FG Münster hat sich mit Urteil vom 21.11.2025 
(6 K 2300/23 L) damit auseinandergesetzt. Ein 
Arbeitgeber hat sechzehn Arbeitnehmern Gut­
scheinkarten zugewendet. Die Arbeitnehmer er­
hielten monatlich einen Gutscheincode, der über 
die Webseite des Anbieters eingelöst werden 
konnte. Aus Sicht des Finanzamts handelte es 
sich um Barzuwendungen, da die zeitlich gefor­
derte Reihenfolge nicht eingehalten sei: Die Aus­
wahl des eigentlichen Gutscheins erfolgte erst 
nach der Freischaltung des Gutscheincodes. Die 
Nachversteuerung erfolgte pauschaliert nach 
§ 40 Abs. 1 EStG mit einem Steuersatz von 25 %. 
Im Einspruchs- und Klageverfahren beantragte 
der Arbeitgeber die Einordnung der Gutschein­
karten als Sachlohn. 
Das FG Münster gab dem Arbeitgeber im Hinblick 
auf die Nicht-Festsetzung der pauschalen Lohn­
steuer Recht, da das Finanzamt seine Ermes­
sensentscheidung bei weniger als 20 Arbeitneh­
mern nicht begründet hatte (§ 40 Abs. 1 EStG). 
Die eigentliche Rechtsfrage, ob Gutscheine unter 
die monatliche 50 Euro-Sachbezugsfreigrenze 
fallen bzw. ob konkret der zeitliche Ablauf des 
Auswahlprozesses für die Einordnung entschei­
dend ist, ist weiterhin ungeklärt.
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